
Liebe Leserinnen und liebe Leser, 

die Temperaturen steigen, die Fußball-WM ist in vollem Gange und das Unwort des Jahres soll der gefühlt ewige Schat-
ten-Bundestrainer Jürgen Klopp nach Auffassung vieler (Sport-)Journalisten in einem unbedachten Moment bereits 
ebenfalls verkündet haben: „Noch“. Es ist durchaus beeindruckend zu beobachten, welche Ressourcen die deutsche (Sport-)
Medienlandschaft und über 80 Millionen Fast-Bundestrainer aufgebracht haben, um Tragweite und Bedeutung dieses 
Wortes zu ermitteln.

Bleibt da überhaupt „noch“ Raum für andere Themen?

Aber selbstverständlich, liebe Leserinnen und Leser - die Kollegin Burgmair hat im Vorwort der letzten Ausgabe bereits 
einen wunderbaren Überblick über die Themen verschafft, die zumindest uns Immobilienjuristen aktuell beschäftigen bzw. 
demnächst beschäftigen werden. Eine Frage, die sich in diesem Zusammenhang jedoch zwangsläufig stellt: Auf welche 
Weise werden wir das zukünftig tun?

Der sprichwörtliche Elefant im Raum ist natürlich der mitunter schon als „Reizwort“ empfundene, omnipräsente Begriff 
„KI“. Der entsprechende Boom sorgt für gravierende Veränderungen im Bereich der Juristerei insgesamt.

Auch die EU hat bereits erkannt, dass aus der Anwendung künstlicher Intelligenzen nicht nur Chancen, sondern auch 
erhebliche Risiken resultieren und daher mit der Verordnung (EU) 2024/1689 zur Regulierung von Künstlicher Intelligenz 
(KI) – auch bekannt als AI Act (Artificial Intelligence Act) – die Pflicht begründet, Mitarbeiter entsprechend zu schulen. 
Bereits seit dem 02.02.2025 gilt zum einen das Verbot von KI-Systemen mit unannehmbarem Risiko, zum anderen müssen 
Unternehmen die KI-Kompetenz von Mitarbeitern, die mit Künstlicher Intelligenz arbeiten, sicherstellen. Seit dem 02.08.2025 
kamen neue Pflichten für Anbieter von General Purpose Artificial Intelligence (GPAI) hinzu. Das sind Allzweckmodelle 
Künstlicher Intelligenz, die unter anderem zum Generieren von Bildern und Texten oder als Large Language Models (LLM), 
dazu zählt auch das generative Sprachmodell von ChatGPT, eingesetzt werden.

Aber reicht das? Die Versuchung, künstliche Intelligenzen bei der täglichen Arbeit zu nutzen, ist groß. Die Risiken, die hiermit 
verbunden sein können, mitunter noch größer. Erfundene Urteile oder falsche Aktenzeichen, unzutreffende Leitsätze, ver-
altete Gesetzesfassungen, falsche Fristenberechnung, Übertragung ausländischer Rechtsgrundsätze auf deutsches Recht, 
fehlende Berücksichtigung von Landesrecht, Spezialrecht oder aktueller Rechtsprechung sind nur einige Fallstricke, die auf 
uns Juristen warten. Von möglichen Verletzungen berufs- und/oder datenschutzrechtlicher Regelungen ganz zu schweigen.

KI also pures Teufelszeug? Mitnichten! Aber wie sollte man mit KI am besten umgehen? Guter Rat ist mit Blick auf die 
Zukunft teuer. Insofern fragen wir doch am besten die KI selbst, wie wir sie nutzen sollten. Ihre Antwort:

„Man sollte künstliche Intelligenz bewusst, zweckgebunden und kontrolliert nutzen: Dort, wo sie Arbeit erleichtert, Qualität 
erhöht oder neue Möglichkeiten eröffnet — aber nicht dort, wo Verantwortung, Urteilskraft oder menschliche Beziehung 
vollständig ersetzt werden sollen.“

Um es mit dem Wort von Herrn Klopp zu sagen: „Noch“ haben wir die Möglichkeit, künstliche Intelligenzen zu unserem 
Vorteil zu nutzen und unser Handeln nicht vollends von ihnen bestimmen zu lassen.

Auf dem Weg dorthin wünsche ich Ihnen viel Vergnügen bei der (technikfreien) Lektüre der aktuellen Ausgabe.

Ihr
Dennis Rehfeld
Rechtsanwalt


